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Wihrendder politischen Bewegungen und Besorgnisse,
welche jetzt Europa erfuͤllen, hat der Fürsten-Congreßzu Baden

stattgefunden. Die äußeren Hergänge auf demselben sind den

Hauptumrissen nach bekannt und mit hohem Interesse aufgenom-
men. Begegnetensichdoch in Baden zwei Herrscher, von denen
der eine die Geschickeeines mächtigenLandes lenkt und seinen
Namen mit allen internationalen Fragen der Gegenwart ver-

knüpft hat, während der andere die Hoffnungen Deutschlands auf
sich vereinigt. Der Neffe Napoleons I., welcher Deutschland
und Preußen befiegte,hatte die erste persönliche Zusammenkunft
mit dem Sohne der Mutter, deren patriotische Ideen Preußen
und Deutschland sich selbstwiedergaben,und mit des Volkes Be-

geisterung Napoleon I. zurückdrängten. Nicht weit vom Orte,
wo sie sich begrüßten, fließt der Rhein und erhebt sich Straß-
burgs Münster. Fürwahr, Personen und Scenerie dazu ange-
than, ein dramatischesInteresse zu erwecken.

Dieses wird erhöht durch die Frage nach der politischen
Veranlassungund Bedeutung, und durch die Erörterung der Fol-
gender Zusammenkunft. Es war officiell erklärt, daß die gegen-
seitigeBegrüßung keine rein persönliche sein sollte. Dies ließ
sichauch nicht annehmen bei der jetzigenWeltlage, wo es sichum

die Wiedergeburt Italiens, wahrscheinlichbald
umgroße Um-
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bildungen im Orient, und um wichtigeEntwickelungenin Deutsch-
land handelt. Der Glaube ist auch längst erschüttert, daß sich
größere politische Ereignisse von selbst machen. Diese werden
in der Regel durch mächtigeOrgane als Werkzeugeder Zeit
geschaffen.

Wir versuchenes, den Congreß zu Baden in seiner politi-
schenBedeutung zu betrachten, indem wir einen Blick auf dier

Situation in den europäischenHauptstaaten werfen, und uns ein-

gehendermit der nächstenVeranlassungzum Congresse,so wie

mit dessenFolgen beschäftigen.

I.

In Europa stellt sich jetzt die Erscheinung dar, daß Frank-
reich durch das Genie seines Herrschers, seine concentrirte Macht-
entwickelungund seine revolutionäre Politik, welche nach außen
hin gerichtetdie Sympathien der Nation genießt, die politische
Hauptrolle spielt. Es scheint, als könnten sich die Zeiten Lud-

wigs XIV. und Napoleons I. wiederholen. Die Siege über

Rußland und Oesterreich, die Betheiligung am italienischen.
Freiheitskriege,die Anregung und Ausbeutung einer Menge von

politischen zum Theil populären Fragen, wie die der Nationali-

täten und der natürlichen Grenzen, Kriegserfahrung und stetemit

Erfolgen verknüpfte politische Action haben Frankreich ein zei-
tiges Uebergewichtverliehen, welches für das kurzsichtigste
Auge erkennbar ist.

Auch in den Werken des Friedens steht es voran. Die

Schöpfung einer Flotte fast ohne Gleichen, die öffentlichen Ar-

beiten und Bauten, die Colonisirung Algiers, die Welt-Indu-
strieausstellung von 1855 und der Abschluß des bedeutendsten
Handelsvertrages,welchen seit der Errichtung des Zollvereines
die neuere Geschichtekennt, beweisen, welcher Entwickelungenund
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Thaten ein großes, glücklichausgestattetesLand unter einem

schöpferischenHerrscher fähig ist.
Frankreich gegenüberstehen die anderen Großstaaten Eu-

ropa's vereinzeltund minder mächtigneben einander.

England, zum Theil an Frankreichdurch momentane Politik
und materielle Interessen gekettet, hat seine Seemacht vernach-
lässigt, entbehrt ein größeres Landheer, ist in der auswärtigen
Politik einem unerklärlichen Quietismus ergeben, und hat, um

seinen staatlichen Einfluß unbesorgt, die Zeiten Wilhelms von

Oranien und Napoleons I. vergessen. Oder erinnert seine Hal-
tung bei der EinverleibungSavoyens und Nizza's in den Kai-

serstaat, wodurch Frankreichs Einfluß auf Italien und dessen
Herrschaft auf dem Mittelmeere vermehrt, wodurch die staatliche
Existenz der Schweiz bedroht wird, an die Zeit, wo England
einst ein Bollwerk für die germanischeWelt, für den Protestan-
tismus, für die Freiheit und für das europäischeGleichgewicht
war? Ist es ein Zeichenvon energischemstaatlichen Leben, wenn

jede vollendete Thatsachefactisch anerkannt wird?

In Deutschland steht der Dualismus Preußens und Oester-
reichs, der Kampf um die Geltung und Stellung der Mittel= und

Kleinstaaten, die Frage um die Berechtigungund Zweckmäßigkeit
der deutschenGesammtverfassung,welche ohne Mitwirkung der

Nation entstanden ist und deren Vertrauen entbehrt, im Vorder-

grunde. Während es nach außen hin als Gesammtkörper weder

einheitlich noch mit Macht vertreten wird, bildet es im Innern
ein Aggregat theils von modernen theils von mittelalterlichen
Staaten, welche in Freiheits=und Verfassungszuständenmit ein-
ander im Widerspruchestehen, und Preußen so wie die wenigen
Staaten, welche sichPreußen angeschlossenhaben, ausgenommen,
eine nur geringe Anerkennung in der Nation finden. Wenn

Fragen, ob Oesterreichüberhaupt noch eine Berechtigunghabe, zu
Deutschland zu gehören, ob der Bundestag noch rechtlichbestehe,
ob es nicht eine politische Nothwendigkeit sei, mit Annexionen
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und Mediatisirungen von Kleinstaaten vorzugehen, wie die deut-

scheKriegsverfassungzu ändern u. s. w., eindringlich und mit

tiefer Theilnahme in der Nation erörtert werden, wenn im Schoße
der einzelnenLänder ein großer aus den Edelsten der Nation be-

stehenderVerein sich die Aufgabe stellen muß, für die Einheit
und Freiheit des Gesammtvaterlandes zu arbeiten, wenn viele

Volksvertretungen in den Einzelstaaten diesem Bestreben in Be-

schlüssenAusdruck geben, und selbst einzelne Fürsten in dieser
Richtung ihre Aufgabe finden, so liegt hierin der Beweis, in

welcher Zersplitterung, in welcher Arbeit, in welchen Geburts-

wehen sichDeutschland befindet, und wie es als Gesammtkörper
in dieser Lagedem Auslande gegenüberseine Macht nicht entfal-
ten kann. Hat Deutschland, ein Staatenbund von gegen vierzig
Millionen, im orientalischen Kriege, in der italienischen Frage
seine Stimme abgegeben?Schützt es Schleswig-Holstein gegen
das Ausland? Vertritt es die Deutschen im Auslande? Wo ist
die deutscheFlotte?

Betrachten wir Oesterreich, abgesondert von Deutschland,
als Großmacht, so erblicken wir ein von einem jungen Für-
sten regiertes Reich, welches mit Frankreich, Rußland und

Preußen wegen Italien, des Orientes und Deutschlands in

den erheblichstenConflicten steht, anden Wunden eines großen
Krieges, worin es unterlegen ist, blutet, an Finanzcalamitäten
ohne Gleichen daniederliegt, und seine staatliche Existenz nur

noch durch künstlicheMittel aufrecht hält.
p„Oesterreichvertritt, wie Edmund About in seiner bekann-

ten Broschüre — Preußen im Jahre 1860 — mit Recht sagt, das

göttlicheRecht in seiner breitesten Grundlageund strengstenBe-

deutung. Religiöser und politischer Despotismus, Negirung
aller Volksrechte, die ungemessenstenConcessionenan die kirch-
liche Autorität, blinde Anhänglichkeit an die Vergangenheit sind
die wurmstichigenGrundlagen dieser Monarchie."

„Dieses künstlich aus verschiedenenNationen zusammenge-
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setzte,durch Heirathen und Familienpacteohne Zustimmung der
einverleibten Völker entstandene Reich, in seinem Bestande nur

durchPolizeigewalt oder durch blutige Waffenthaten der Armee

zusammengehalten,hat in der deutschenNation nur geringe
Sympathien. So lange sichdie Führung der deutschenStaaten

in den Händen der Habsburgerbefand, haben diese die Angele—
genheitender Nation nur in ihrem dynastischenInteresse wahr-
genommen, und sind stets darauf bedacht gewesen, Oesterreich
zum Schaden Deutschlands zu vergrößern. Von dem Tage ab,
wo der deutscheGeist, seinem Wesen nach freifinnig, die Bahn
der Kirchen-Reformation beschritt, hat sich Oesterreich an die

Spitze der ultramontanen Reaction gestellt. Sigismund und

FerdinandII. haben an zelotischemGlaubenseifer mit Philipp II.

von Spanien gewetteifert; Tilly und Wallenstein haben der

römischenCurie ebenso grausameDienste geleistet, als die Her-
zöge von Alba und von Parma. Wie vermöchte Deutschland
diese Grausamkeitenzu vergessenin dem Moment, wo der

Kaiser Franz Joseph durch ein unheilvolles Concordat sich mit

dem germanischenGeiste in Widerspruch setzt, und die österrei-
chischePolitik unter die Herrschaft Roms stellt?“

Wenn Oesterreich gegen die ungarischeErhebung 1849 nur

durch russischeHülfe siegen konnte, und zwar in einer Zeit, wo

es noch ungeschwächtwar, und die Sympathien seiner anderen

Provinzen, ja eines Theiles von Deutschland für sichhatte, mit

welchen Mitteln und welcher Hülfe soll es jetzt die seinem Reiche
wahrscheinlich bevorstehenden Revolutionen bekämpfen? Etwa
mit seinem Heere, welches sich aus den verschiedenennach Tren-

nung und Emancipation vom Gesammtstaate strebenden Natio-
nalitäten recrutirt?

Rußland, im Jahre 1819 als Träger des Conservatismus
betrachtet, in Wirklichkeit wohl aber nur seine eigenen,namentlich
seineslavischenInteressenverfolgend,der willige Retter Oesterreichs
in Ungarn, stets eifersüchtigauf jeden überwiegendenEinfluß
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eines der beiden deutschenGroßstaaten in Deutschland, und deß-
halb in den Tagen von Olmütz wiederum auf Seite Oesterreichs,
glaubte der ZustimmungEnglands gewiß zu sein, als es im Jahre
1854 den Versuch machte, der Herrschaft des Sultans in Europa
den Todesstoß zu versetzen. Es wurde aber, noch dazu durch
Oesterreich in seinen Bewegungen gehemmt,mit Englands und

Frankreichs Hülfe zurückgedrängt. Seitdem bemüht, die ihm
durch diesen Krieg geschlagenenschwerenWunden zu heilen, und

unter der Regierung seines jetzigenKaisers, des würdigenErbens
des Namens und der edlen und liberalen Gefinnungen Alexan-
ders I., mit Eifer an den Umgestaltungen seiner innern Verhält-
nissearbeitend, gleichzeitigermuthigt durch die glücklichenErfolge
an den Ufern des Amurs und in den Bergen des Kaukasus, scheintes

seinAuge mehr auf den Orient als auf Europa gerichtetzu haben.
Wenn Rußland jetzt, angeblich als Beschützerder griechischen
Kirche, wiederum seine kühnen Pläne auf Konstantinopel auf-
nimmt, wie aus mehrfachen Anzeichenund namentlich aus den

bedeutenden Truppenansammlungen am Pruth zu schließen, so
dürfte für seinePläne ein um so sichrererErfolg zu erwarten sein,
als viele Thatsachendafür sprechen,daß es jetzt im völligen Ein-

verständniß mit dem auf Englands Einfluß im Orient eifer-
süchtigenFrankreichhandelt, als es zur Zeit nicht befürchtendarf,
von dem so geschwächtenund anderweitig beschäftigtenOester-
reich in seinerAction gehindert zu werden, und jetzt nachendlicher
Befiegung der Bergvölker der größte Theil seiner kankasischen
Armee verwendbar ist.

II.

In dieser soeben angedeutetenWeltlage, worin das Ueber-

gewicht Frankreichs und die Zersplitterung Deutschlands am

meistenhervortritt, während England sichmeistens indolent ver-
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hält und das mit Frankreichwahrscheinlichverbundene Rußland
sich sammelt und vorzugsweiseden Orient im Auge hat, entstand
in Deutschland die Besorgniß, daßFrankreichin der nächstenZeit
aggressiv gegen Deutschland auftreten werde. Der italienische
Krieg gab hierzu zunächstVeranlassung. Werde Frankreich,
nachdem es Oesterreichbesiegt und hierdurchDeutschland wenig-
stens mittelbar geschwächt,nachdem es die Constituirung natür-

licher Grenzen als Grundsatz ausgesprochenund bei dem Erwerbe

Savoyens und Nizza's in Anwendunggebrachthabe, nicht die

Rheingrenzebeanspruchen, sei es um in der mit Nationalruhm
verknüpften politischen Action zu bleiben, oder um an die Zeiten
der Revolution und Napoleons I. anzuknüpfen, um in die Ver-

träge von 1815 noch einen größeren Riß hineinzutragen, oder

um einen günstigenLändererwerb vorzunehmen? Findees nicht
die Aufforderung hiezu in einer Zeit, wo Rußland der orientali-

schenFrage wegen und aus andern Gründen sein Verbündeter

sei, wo Deutschland, an inneren Zwistigkeiten daniederliegend,
keinen einzigen Verbündeten habe, und eine Coalition anderer

Staaten gegen diesen Angriff sichschwerlich, vielleicht erst dann

bilden werde, wenn der unerwartete siegreicheSchlag geschehen?
Seien die dem Angriffe ausgesetztenlinksseitig vom Rheine
belegenen deutschen Länder nicht so recht eigentlich günstiger
Preis eines kurzenenergischenKrieges, auf welchenDeutschland
unvorbereitet sei, und in welchem das am meisten kriegstüchtige
Preußen durch seine gestreckteLage im Nachtheil stehe und über-
dies durch die französischeFlotte an der Ostsee lahmgelegtwerden
könne? Dies war die fast einstimmigeSprache der deutschen
Presse, der einzelnenLandesvertretungenund der verschiedenen
politischen Parteien, unter welchen die feudale sich am meisten
geltend machte. Fand sie doch hierin mit ein Mittel, unter pa-

triotischer Hülle ihre Legitimitätsprinzipienzu verfechten,die

Verständigung zwischenPreußen, und Oesterreich zu predigen,
und die in Preußen erwachten, durch ein freisinnigesMinisterium
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vertretenen Reformbestrebungen,die theils auf eine Veränderung
der deutschenGesammtverfassung, theils auf eine Verstärkung
der preußischen Macht und die Verbesserunginnerer Zustände
gerichtet waren, zu hemmen. Preußen, das im italienischen
Kriege seine Pflicht gegen Oesterreichversäumt, sollte unter allen

Umständen, gleichvielunter welchem Compromiß, wieder in das

mittelalterliche Lager zurückgedrängtwerden.

Es kann dahingestelltbleiben, in wie weit dieseBesorgnisse
überhaupt begründetwaren. Wir glauben es nicht. Der Kaiser
der Franzosenhat bis jetzt, so sehr er seinesVolkes Ruhm und

Einfluß zu vermehren bestrebt ist, den reinen Angriffs= und

Eroberungskriegvermieden und hat sichnur bei Kriegenbetheiligt,
denen politische Nothwendigkeit und höhere Fragen der Civili-

sation und Freiheit zu Grunde lagen. Ein solcherKrieg war der

orientalische gegen Rußlands übermächtigenEinfluß,der italienische
zum Schutz des zur Freiheit und Einheit erwachsendenItaliens
geführt. Napoleon ist zur Zeit und vielleicht noch lange in Italien
engagirt, und wird demnächstin der neuerwachten orientalischen
Krifis mit seiner ganzen Macht in Anspruch genommen werden.

Außerdemhat Frankreich, so reich seine Hülfsquellen sind, und

so leicht es sich zur Erreichung nationaler Zwecke großen An-

strengungenunterwirft, sicheine Zeit lang zu sammeln und Werke
des Friedens zu pflegen.

Unpolitisch und unerquicklich war aber die sogenanntedeut-

scheManifestation gegen einen mächtigenNachbarstaat, mit dem

wir durch tausend Fäden der Industrie und des Handels ver-

bunden sind, dem wir im friedlichen Wetteifer die Producte
unseres Fleißesund unserer Geschicklichkeitauf der Welt-Industrie-
ausstellungvon1855 gezeigthaben, gegen den sichin den Zeiten
der Freiheitskriege kriegerischeBewährung thatsächlichgeltend
gemachthat. Der Starke rüstet sich für die Zeit der Gefahr,
aber er reizt nicht, er provocirt.nichtmit Worten und Erklärungen.
Der Starke verständigtsich, nimmt aber nicht zu tumultuarischen
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Mitteln seineZuflucht. Der Patriotismus hat sichin Einigung,
im Opferbringen, im Unterordnen, in der Anerkennung eines

starken und bereiten Führers und in der Achtung des vermeint-

lichen Gegners zu bethätigen, zumal wenn letztereran der Spitze
einer mächtigenund kriegerischenNation steht, wenn er als deren

erwähltes und anerkanntes Oberhaupt seit Jahren die Welt mit

seinem Ruhm erfüllt. Nur Preußens Regent und Regierung
haben sich in dieser Situation politisch, maßvoll und eines Groß-
staates würdig benommen; auch hat die preußischePressebis auf
wenige Ausnahmen dieselbe Stellung eingenommen.

Diese Haltung gab in der neuesten Zeit zu einer zweiten
Besorgniß Raum. Man fing an anzudeuten und später förmlich
zu behaupten, es seien Preußen von Rußland und Frankreich
Vorschlägegemacht,seine linksseitigen Rheinprovinzen an Frank-
reich abzutreken, auch den Uebergang des andern deutschen
Bundesgebietes bis zum Rhein an Frankreich gutzuheißen,
lediglich um den Preis von Annexionen einer bestimmtenReihe
von deutschenStaaten bis zur Mainlinie an Preußen und um

die Anerkennungder preußischen Hegemonie in Deutschland.
Dies Arrangement brachte man mit der neu eintretenden orien-

talischen Krisis, in welcher man die Neutralität Preußens gegen
die bezeichnetenConcessionensich sichernwolle, in Verbindung.
Das Verfahren in Italien, sagte man, werde sich wiederholen;
Preußen sei Neusardinien; die Rheinprovinzen seien Nizza und

Savoyen; Sachsen, Hannover, Braunschweig, Hessenrc. seien
die Lombardei, Parma, Modena und Toscana; FrankreichsZiel,
bis zur Rheingrenzevorzurücken, werde hierdurch erreicht, und

Preußens Streben, sichals Großmacht territorial compacter aus-

zugestalten,erfüllt.
Es ist unwahrscheinlich, daß Vorschlägedieser Art je in Er-

wägung gekommenoder gemachtsind. Man kann Preußens
Volk und seiner Regierung, deren Ehre, Recht und Pflicht es ist,
für die Integrität Deutschlandseinzustehen,nichts anbieten, was



12

fie sichnicht selbsterringt, nichts nehmen, wofür sie die Existenz
des Staates einsetzt. Man darf von Napoleon III. nie die

zweite Auflage eines politischen Actes, nie eine Ungeschicktheit
erwarten. Dessenungeachtetdiente das Gerücht, besonders indem
es sich an Preußens populäre Bestrebungen, Deutschland zu

einigen und zusammenzufassen,anlehnte, dazu, Preußen und

Frankreich noch weiter zu verdächtigen.

III.

Eine unmittelbare Folge dieserBesorgnissewar für Deutsch-
land eine erhöhte politische Aufregung und vermehrte Störung
des wirthschaftlichen Lebens in der Nation. Hatte schon der

Krieg zwischenFrankreichund Oesterreich und die Frage, in wie

weit Deutschland sich dabei zu betheiligenhabe, Deutschland in

zwei Lager gespalten,war in Folge desseneine kostspieligeKriegs-
bereitschafteingetreten, welcheAnleihen nothwendig machte, die

Kräfte der Einzelstaaten zu Militärzwecken erheblich in Anspruch
nahm, und Friedensunternehmungen aller Art unterbrach, so
wirkte die Annahme eines von Frankreich drohenden Angriffs-
kriegesund der Möglichkeit eines Abkommens zwischenFrankreich
und Preußenrückfichtlich der Neugestaltung Deutschlands gegen
das Opfer der Rheinprovinzen noch nachtheiliger. Die politische
Agitation beschäftigtesichruhelos mit dem Verhältniß Preußens
zu Oesterreich, mit der Versöhnung und Verständigung beider

Staaten zum Schutzedes Ganzen, mit Mitteln zur Begründung
einer deutschenCentralgewalt, zur Reform der deutschen Kriegs-
verfassung,während man von anderer Seite in der Annäherung
Preußens an OesterreichGefahr für die Unterbrechungder innern

deutschenVerfassungsreformenund der deutschenFreiheitsbewegung
erblickte, an deren Spitze Preußen stand. Steht es dochgeschicht-
lich fest, daß äußere Gefahr, wenn man dabei nicht gleichzeitig
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die Wünsche der Nation befriedigt, an sich berechtigteinnere

politische Bewegungenund Schöpfungen vergessenläßt, und in

der Regel einem Patriotismus Platz macht, in den sichunlautere

Elemente einmischen. ·

Der Handel und die Industrie, öffentlicheBauten, größere
Unternehmungen, welche in die Zukunft hineinreichen, wurden

gestört, und das Kapital entzog sichallmählig jeder schöpferischen
Thätigkeit, indem man nur auf seineSicherung bedachtwar.

Dazu kommt die neue Erhebung in Italien und die neu er—

wachte orientalische Krisis, deren Tragweite nicht abzusehenist.
Soll Preußen und Deutschland, wenn, wie zu erwarten, Venetien
mit in den italienischen Freiheitskrieg hineingezogenwird, oder

wenn Oesterreich Neapels und Venetiens wegen mit Frankreich
von Neuem in Krieg geräth, wenn in Folge dessender Aufstand
in Ungarn losbricht, auf OesterreichsSeite treten? Wo ist über-

haupt die Grenze der politischen Verpflichtung Preußens und

Deutschlands im Falle einer österreichischenRevolution?

IV.

In diese Situation ist ein politisches Ereigniß gefallen,
welches specieller Gegenstand der vorliegenden Betrachtun-
gen ist.

Der Prinz-Regent von Preußen ist mit dem Kaiser der

Franzosen,Napoleon III., in Baden-Baden persönlich zusammen-
gekommen. An dieser persönlichen Begegnung haben einige
hervorragende deutscheFürsten Theil genommen, welche außer-
dem mit dem Prinz-Regenten von Preußen über äußere und

innere deutscheAngelegenheitenBesprechungengehabt haben.
Ueber den Zweck dieser Zusammenkunft und den Hergang

dabei liegen keine officielle Urkunden, sondern nur mehr oder
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minder glaubwürdige Zeitungsnachrichten,welche sich zum Theil
widersprechen, vor.

An telegraphischenMittheilungen, welche, so weit sie die

Verhandlungen der deutschen Fürsten unter sich betreffen, zur
Kenntniß des Publikums gebrachtsind, müssenfolgende, anschei-
nend officiöse, Depeschenhervorgehobenwerden:

1) Baden--Baden, Montag, den 18. Juni.
„Der Prinz-Regent von Preußen versammelte heut Nach-

mittag die deutschenFürsten im Schlosse, um seinen Dank auszu-
sprechen, daß sie ihm bei seiner Begegnung mit dem Kaiser der

Franzosen zur Seite gestanden, um gemeinsamdie friedlichen
Versicherungen desselben zu empfangen. Die Wahrung der

Integrität Deutschlandswerde stets die ersteSorge des Regenten
sein. Er werde sich in Erfüllung dieser Aufgabe auch dadurch

nicht beirren lassen, daß seine Auffassungüber den Gang und die

Ziele der preußischen und deutschenPolitik von Einigen seiner
Bundesgenossennicht getheilt würde. Oesterreich habe Schritte
zur Verständigung gethan, auf welche der Regent großen Werth
lege. Wenn dieselben erzielt sein würden, werde er die deutschen.
Fürsten davon in Kenntniß setzen. Der Prinz-Regent halte fest
an dem Wege, welchen er in Preußen und in Deutschland bisher
eingeschlagenhabe, und er hoffe, daß sichauf demselben immer

mehr deutscheRegierungenmit ihm vereinigenwürden.“

2) Baden-Baden, den 19. Juni.
„Der König von Würtemberghat am 18. Juni dem Prinz-

Regenten im Namen der Bundes-Regierungenfür die patriotische
Vertretung der Interessen Deutschlands seinen Dank so wie den

Wunsch einer Verständigung zwischenOesterreich und Preußen
ausgedrückt, für welche die übrigen Regierungen ihre guten
Dienste anbieten. Die Regierungen seien mit dem Entwurfe
einer Militär= Conventionbeschäftigt,welche sich den Gesichts-
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punktender preußischenVorschläge zur Reform der Kriegsver-
fassungmöglichstnähere. Die Regierungenerwarteten ihrerseits,
Preußen werde in der deutschenFrage andere und annähernde
Schrittethun. — Hierauf bemerkte der Großherzogvon Baden,
diese Erklärung könne nicht Namens der Bundes-Regierungen
abgegebenwerden, indem mehrere und wichtigeRegierungen in

den betreffendenBerathungen nicht betheiligt gewesen. Baden

werde sich den angedeuteten Schritten in keinem Falle an-

schließen.“
«

3) Baden-Baden, den 20. Juni.
„Dem Vernehmen nach hat sichbei den Besprechungendes

Prinz-Regenten mit den deutschen Fürsten vor der gestrigen
Abreise eine schließlicheUebereinstimmung in denjenigenFragen
herausgestellt, welche Deutschlands Bezüge zum Auslande

berühren.“
«

Außerdem enthält der Preußische Staats-Anzeiger vom

22. Juni folgende anscheinend officiöse Mittheilung über die

Zusammenkunftin Baden-Baden:

„Von der wohlwollenden Absicht erfüllt, die Besorgnisse
Deutschlands zu beruhigen, hatte der Kaiser der Franzosendem

Prinz-Regenten von Preußen den Wunsch aussprechen lassen,Ihn
auf deutschemBoden zu begrüßen. Diesem Erbieten des Herrschers
eines großen Nachbarreicheskam der Prinz-Regent um so lieber

entgegen, als sich gerade in dem gegenwärtigenAugenblickebei

dem Aufenthalte in Baden die Gelegenheitdarbot, hervorragenden
deutschenFürsten einen Antheil an diesem Besuchezu gewähren,
während darin schon von selbst die Voraussetzung lag, daß die

Integrität deutschenGebietes, der Grenzen Deutschlands außer
aller Frage gestellt sei. Der Kaiser der Franzosen hat dem

Prinz-Regentenvon Preußen und den deutschenFürsten, welche
ihm bei dieser Begegnung zur Seite standen, wiederholte und
vollkommen übereinstimmendeVersicherungender friedlichen und
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freundschaftlichenGesinnungengegeben, von welchen er Deutsch-
land gegenüberbeseeltsei. Er hat sich überzeugenkönnen, daß
dieseGesinnungen auf deutscherSeite erwiedert werden. Deutsch-
land und Frankreich dürfen daher aus der Zusammenkunft in

Baden eine Beruhigung schöpfen, welche diesen beiden großen
Völkern in gleicherWeise erwünscht sein mußte, und welche dem

wirthschaftlichenund gewerblichenLeben beider in gleichemMaße
förderlich sein wird. Wenn Deutschland eine so große Zahl
seiner hervorragendsten deutschenFürsten bei dieser Zusammen-
kunft vereinigt gesehenhat, so hat das deutscheVolk darin eine

neue Gewähr für die nationale Richtung der Politik Preußens,
welchedie Gesammt-InteressenDeutschlandsniemals aus dem Auge
verlieren wird, und gleichsameine thatsächlicheAnwendung der

Worte empfangen, welche der Regent Preußens am Schlusse des

Landtags zu den versammeltenStänden der Monarchie gesprochen.
Es wird in der Einigkeit, die bei der Zusammenkunft in Baden

stattgefunden hat, die Bürgschaft dafür sehen, daß weder die

Politik Preußens, noch die der übrigenStaaten durchDifferenzen
über innere Fragen, wie schwersie wiegenmögen, dem Auslande

gegenüber beirrt werden kann; und es wird daran zugleichdie

Hoffnung knüpfen, daß dieseEinigkeit und das gestärkteVertrauen

auf Preußens loyale und nationale Politik ihre annähernde und

verbindende Kraft auch für die inneren deutschenFragen bewähren
werden.“

Der Moniteur enthält über die Zusammenkunft folgenden
Artikel:

Paris, 19. Juin.

„Le voyage rapide que vient de faire FEmpereur aura,

nous n’en doutons pas, d’heureux résultats. II ne fallait

rien moins qdue la spontanéité d’une démarche aussi signi-
ficative pour faire cesser ce concert unanime de bruits mal-

veillans et de fausses appréciations. En effet, PEmpereur,
en allant expliquer franchement aux souverains réunis à Bade
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comment sa politique ne s'écarterait jamais du droit et de la

Justice, a dü porter dans des esprits si distingués et si exempts
de préjugés la conviction, que ne manque pas C’inspirer un

sentiment vrai expliqué avec loyauté. Aussi est-il entré plus
que de la courtoisie dans les rapports réciproques des mem-

bres de cette auguste réunion. IIs ont presque passé ensemble

la journée du dimanche. A midi le grand-duc de Bade les

avait tous réunis à un déjeuner au vieux chhteau. Ils se sont

retrouvés à diner à cinq heures.

Apres le diner, IEmpereur étant retourné dans son hötel,
la plupart des souverains sont venus lui dire adien. Sa

Majesté a encore pu prendre congé d’eux tous à neuf heures

chez la princesse Marie de Bade, duchesse d'Hamilton, qui
les avait engagés à venir prendre le thé au Pavillon.

Ainsi tous ceux qui désirent le rétablissement de la

Confiance et la continuation des bons rapports internationaux

doivent se féliciter d’'une conférence qui consolide la paix de.

TEurope. Voici la liste exacte des souverains et princes,
qui se sont trouvés à Bade:

S. A. R. le prince-régent de Prusse et la Princesse de

Prusse;
Le grand-duc et la grande-Guchesse de Bade;
S. M. le roi de Würtemberg;
S. M. le roi de Bavieère;
S. M. le roi de Saxe;

. M. le roi de Hanovre;
R. le grand-duc de Hesse-Darmstadt;
R. le grand-duc de Saxe-Weimar;

. R. le duc de Nassau;
R. le duc de Saxe-Cobourg;

. R. le prince et la princesse de Hohenzollern;

. R. la princesse Marie, duchesse d’Ilamilton;
le prince et la princesse de Fürstemberg.“

□i
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Die officiellen Zeitungen in den deutschen Mittel= und Klein-

Staaten geben im Ganzen dieselben Mittheilungen, wie der

PreußischeStaats-Anzeiger. Nur heben sie weniger die unter

den versammelten deutschenFürsten hervorgetretenen Differenzen
in der inneren Politik hervor, und übergehenoder schwächendie

in der telegraphischenDepeschevom 18. Juni enthaltene Erklärung
des Prinz-Regenten von Preußen ab, daß er fest an dem Wege
halte, welchen er in Preußen und in Deutschland bisher einge-
schlagenhabe.

V.

Es ist natürlich, daß sich, besonders beim Mangel von

officiellen Erklärungen und Urkunden über die Verhandlungen in

Baden, die Presseauf das lebhaftestemit Erörterungen und Ver-

muthungen beschäftigt, was auf dem Congressebesprochen und

festgestelltworden sei, und welche Folgen sich an die Zusammen-
kunft knüpfen werden. Der auf Sicilien und Italien gerichtete
Blick der Welt wandte sichauf den geheimnißvollenund mächtigen
Mann, der seit Jahren die öffentlichen AngelegenheitenEuropa's
beherrscht, und auf den Prinz-Regenten von Preußen, der seines
Landes und Deutschlands Hoffnung ist, fest in seinem Willen,
treu und zuverlässigin seinem Charakter und ritterlich in seinem
Wesen. Wenn Macht der Macht gegenübertritt in Zeiten der
Revolution und gewaltiger Neugestaltungen, wenn sich romani-

schesund germanischesWesen in ihren Spitzen repräsentirt be-

gegnen, handelt es sichum ein welthistorischesEreigniß.
Darum stehen die Stimmen allein, welche der Conferenzin

Baden keine oder nur eine geringe Bedeutung beimessen. Wäre
die Zusammenkunft der HerrscherFrankreichsund Preußens selbst
nur eine rein persönlichegewesen, um sich an den Grenzen ihrer
Länder zu begrüßenund Versicherungendes persönlichennachbar-
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lichen Wohlwollens auszutauschen,sie würde immer ihre politische
Tragweite haben, da schondie Stimmung mächtigerHerrscherund

deren persönlichesVerhältniß zu einander in staatlichenAngelegen-
heiten von Einfluß ist. Die Thatsachenlassen aber diese Auf-
fassungnicht zu, da aus den übereinstimmenden officiösen Mit-

theilungen hervorgeht, daß der Kaiser Napoleondem Prinz-
Regenten und den ihm zur Seite stehendendeutschenFürsten Ver-

sicherungenseiner friedlichen und freundschaftlichenGesinnungen
gegen Deutschland gegebenund gleicheVersicherungenvon der

anderen Seite entgegengenommen hat, und da mit Recht anzu-

nehmen ist, daß wenigstens zur Begründung dieser Erklärungen
zwischenbeiden großen Herrschern politische Besprechungenstatt-
gefunden haben. Worauf sichdiese erstreckt,in wie weit sichdabei

Differenz-Punkte ergeben oder Uebereinstimmungherausgestellt,
kann beim Mangel jeder Mittheilung nur Sache der Vermuthung
sein. In dieser ergehensich denn auch die Presseund die ver-

schiedenenpolitischen Parteien.
Die antiliberalen und österreichischenOrgane der Presse,

über die Zusammenkunftüberhaupt verstimmt, suchennachzuweisen,
daß die Freundschaftsversicherungeneine leere Förmlichkeit ge-
wesen, um Deutschlandsicherzu machen und den in ihm erwachten
Patriotismus einzuschläfern; es sei wahrscheinlich,daß Napoleon
dem Prinz-Regenten Sympathien zur Begründung Klein-Deutsch-
lands zu erkennen gegeben,aber gewiß nur gegen den Preis von

Forderungen und Anerkennungen, die unerfüllbar seien. Dabei

deutet man wiederholt auf die Abtretung der Rheinprovinzen an

Frankreich hin, auf die Anerkennung der die Lombardei, Nizza
und Piemont betreffendenAbtretungsverträgeund hält außerdem
das Verlangen für gestellt, daß sichPreußen in der italienischen
Frage und in der entstehendenorientalischen Krisis neutral ver-

halte. Warum sei denn Oesterreichzur Conferenznicht eingeladen?
Wie sei die jüngsteSprache der französischenPresseüber Preußen,
und Edmund About's Brochüre „La Prusse en 4360“welche
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gleichzeitigmit der Badener Conferenz erschienen,und Preußens
Hegemoniein Deutschland offen predige, zu verstehen?

Die nationale und liberale Presse nimmt in ihren Haupt-
vertretern ebenfalls an, daß zwischendem Prinz-Regenten und

Napoleon politische Erörterungen stattgefundenhaben, beschränkt
diese aber auf die Besprechungder Nothwendigkeit, daß Deutsch-
land sichberuhige, und auf den Nachweis, daß es dies mit gutem
Grunde könne. Napoleon habe gewiß auf seine schwebenden
Aufgaben in Italien und im Orient hingewiesen,welche einen

Angriff auf Deutschland und einen dadurch entstehendenWeltkrieg
ausschlössen. Er werde Preußen nicht die Zumuthung gemacht
haben, ohne Benehmungmit den andern Großmächten seine Er-

werbungen anzuerkennen,über die Verträge von 1815 Erklärungen
abzugebenund sichfür weitere Eventualitäten in Italien und im

Orient einseitig zu einer bestimmten Stellung zu verpflichten.
Daß aber auf Frankreichs Mitwirkung zur Constituirung innerer

deutscherVerhältnisse und auf die Abtretung der Rheinlande nicht
die Rede gekommen,dafür bürge,abgesehenvon Allem, des Prinz-
Regenten Ehre und deutscher Charakter, so wie die Haupt-
bedingungder ganzen Zusammenkunft in Baden, daß nämlich auf
derselben die Integrität deutschenGebietes außer aller Frage und

Besprechunggestellt sei.
Was die Verhandlungen der deutschen Fürsten unter sich

über die rein deutschenAngelegenheitenbetrifft, so beschäftigt
sichdie Pressenur ingeringemMaaße damit, wie die Anwesenden
sichüber die Verhältnisse und BezügeDeutschlands zum Auslande

verständigt haben, in welcher Beziehung nach dem Telegramm
vom 20. Juni eine schließlicheUebereinstimmungerreicht ist. Es
ist von selbstanzunehmen, daß sich Rheinbundsgedankennicht
geäußerthaben werden, da sich die Fürsten im Falle eines An-

griffes wehren und ihrerseits einen Angriffskrieg nicht beginnen
werden. Eine Verständigung aber über die Mittel der Ver-

theidigung und die Führung Deutschlands im Kriegsfalle und sonst
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über die Elementarfragen der auswärtigen Politik hinaus ist wohl
nicht einmal versucht worden, z. B. wie sichPreußen und Deutsch-
land bei einem neuen Kriege zwischenOesterreich und Piemont,
zwischenOesterreich und Frankreich wegen der Lombardei oder

Venetiens verhalten, wie die auswärtige Politik in einem

eventuellen orientalischen Kriege sein wird. Denn die Mehrzahl
der anwesenden Fürsten, dem österreichischenInteresse ergeben,
hätte sich hierin der preußischenPolitik nicht angeschlossen,und

von Preußen kann man nicht voraussetzen,daß es über Nacht zur

österreichischenübergegangen sei. Man darf mit Recht ver-

muthen, daß diese Uebereinstimmung öffentlich nur constatirt
worden ist, um dadurch die Differenz in den inneren Fragen in

etwas zu mildern.

Diese bestand vor Baden und besteht noch. Sie ist noch
dazu officiös von Neuem constatirt.

Wenn nach der patriotischen Versicherung des Prinzen von

Preußen, die Wahrung der Integrität Deutschlands werde stets
seine erste Sorge sein, und nach der Erklärung des Prinzen, daß

er fest an dem Wege halte, welchen er in Preußen und Deutsch-
land bisher eingeschlagenhabe, — Telegramm vom 18. Juni —

der König von Würtemberg sich im Einverständnisse mit den

Königen von Baiern, Sachsen, Hannover und mit dem Groß-

herzogeund Herzoge von Hessen=Darmstadt und Nassau., welche
vor der Ansprache des Prinz-Regenten gemeinschaftlichconferirt
hatten, sichdahin ausgesprochenhat, die Regierungen erwarteten,

Preußen werde in der deutschenFrage andere und annähernde
Schritte thun, sodaß der Großherzog von Baden sofort bemerken

muß, dieseErklärung könne nicht Namens der Bundes-Regierungen
abgegebenwerden, indem mehrere und wichtige Regierungen in

den betreffenden Berathungen nicht betheiligt gewesen, Baden

werde sichden angedentetenSchritten in keinem Falle anschließen
— Telegramm vom 19. Juni — wenn die freundschaftlichenper-

sönlichenVerhandlungen der Fürsten unter einander; die ohne
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Zuziehung von Ministern Verständigungenund Ausgleichungen
in der inneren Politik anbahnen sollten, mit solchemeclatanten,
formalen Zwiespalt in den Hauptpunkten dieser Politik endigen,
dann darf man den Congreß in dieser Beziehung als fruchtlos
bezeichnen. Die öffentlicheMeinung und die Presse täuscht sich
gewiß auch nicht, wenn sie annimmt, es sei dem Prinz-Regenten
vertraulich die Entlassung seines Ministeriums empfohlen, man

habe die preußische Behandlung der kurhessischenVerfassungs-
frage gemißbilligt und Repressiv-Maßregelngegen den National-

verein vorgeschlagen.

VI.

Bei der Darstellung und Beurtheilung der nächstenFolgen
des Congresseshalten wir uns nur an Thatsachen, welche nach
übereinstimmenden und glaubhaften Mittheilungen feststehen.Es

hat hiernach
1) der Kaiser der Franzosen die Initiative zu einer persön-

lichen Zusammenkunft mit dem Prinz-Regenten von Preußen
ergriffen, und zwar in der wohlwollenden Absicht, manche in

Deutschland bestehende Besorgnissezu beruhigen. Bei dieser
Zusammenkunftin Baden hat Napoleon III. dem Prinz-Regenten
und den ihm zur Seite stehendendeutschenFürsten wiederholte
Versicherungender friedlichen und freundschaftlichenGesinnungen
gegeben, von welchen er Deutschland gegenüberbeseelt sei, und

sichandererseits überzeugt, daß diese Gesinnungen auf deutscher
Seite erwiedert werden.

6

2) Zwischen dem Prinz-Regenten von Preußen und den in

Baden versammelt gewesenendeutschenFürstenhaben Bespre-
chungen über die innere deutschePolitik stattgefunden,in welchen
eine Einigung über bestimmteDifferenzpunkte nicht eingetretenist.
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So einfach dieseThatsachensind, so wichtigeFolgen knüpfen
sichdaran. Und es find glücklicheResultate für die einstweilige
Beruhigung Deutschlands, für die MachtstellungPreußens, sowie
für die innere deutschePolitik.

Es ist angedeutet, von welchen BesorgnissenDeutschland
wegen eines von Frankreich drohenden Angriffes und wegen des

Verlustes seiner Integrität erfüllt war. Wenn auch materielle
Gründe dieseBesorgnisseausschlossen,sie waren vorhanden. Sie

fanden vielleicht mehr in der Zersplitterung der deutschenZustände
und in der Ueberzeugung von der Schwäche der deutschenWehr-
haftigkeit, als in der Haltung Frankreichs ihren Grund. Es

bedurfte eines formalen Beruhigungsmittels, auf welcheerfahrungs-
mäßig die Börse, das wirthschaftliche Leben und besonders der

gewerblicheUnternehmungsgeistWerth legt. Wenn nun der

Prinz-Regent von Preußen, welcher von Anfang seiner Regie-
rung ab die Wahrung der Integrität Deutschlands für seine erste
Aufgabe erklärt hat, diesenPunkt zur Bedingung einer Zusammen-
kunft mit dem Kaiser der Franzosen macht, und nur in dessen
Voraussetzung auf persönlicheVerhandlungen eingeht, auch bei

dieser friedlichen Veranlassungwiederholt die Integrität Deutsch-
lands als seine erste Aufgabe vor der Welt bezeichnet,so wird

die öffentliche Meinung dieselbe durch Preußen nicht mehr für
gefährdet erachten. Das Gerücht von der Abtretung der Rhein-
provinzen wird sichzerstreuen. Sollten nochInsinuationen gegen

Preußen in dieser Richtung von der österreichischenPartei fort-
dauern, die große Mehrzahl der Deutschen und alle Preußen
werden auf Manneswort und Mannesehre bauen. Beide gelten
mehr als Protokolle.

Auf der andern Seite werden die Versicherungen friedlicher
und freundschaftlicher Gefinnungen, welche der Kaiser Napoleon
Deutschland und der Prinz von PreußenFrankreich gegenüber
abgegebenhaben, zur Beruhigung beider großen Länder noch
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erheblicherbeitragen. Ein Angriffskrieg, welcher von Frankreich
besorgt wurde, wird zwar nicht durchVersicherungenausgeschlossen.
Die Consequenzdes Ausspruches „L'’empire c'est la paixz“ ist
thatsächlichvielfach erschüttert. Die Rheingrenzewird noch lange
die Sehnsucht der Franzosen und der Hauptartikel der Napoleo-
nischen Ideen bleiben. Immer aber hat eine förmliche und
feierliche Erklärung vor der Welt und vor einer großen Anzahl
von Fürsten eine soihohepolitische, obligatorischeund moralische
Bedeutung,daßsich daran eine Beruhigung der Gemüther knüpfen
kann. Sie wird, wenigstenszeitweise, eintreten, wenn sichdas

Publikum allmählig davon überzeugt, daß momentan auch that-
sächlicheVerhältnisse den Kaiser von einem Angriffe Deutschlands
abhalten. Frankreich ist zu tief bei der Umbildung der italieni-

schenVerhältnisse betheiligt, und darf vielleicht bald einem zweiten
Kriege mit Oesterreichentgegensehen,wenn es nicht die Früchte
seiner ersten Siege aufgeben will. Während es Oesterreichaus

Italien herausdrängen und dort seinen Einfluß etabliren will,
soll es Deutschland und Preußen angreifen? Der Kaiser Na-

poleon achtet und erkennt die öffentliche Meinung, die einen

reinen Eroberungskrieg verurtheilt. Er berechnet ferner die

Gefahr eines Angriffs der Rheinprovinzen, wenn Preußen für
die Integrität Deutschlands mit seiner ganzen Macht und außer
seinen deutschenBundesgenossenwahrscheinlich mit England,
Rußland, der Schweiz und Belgien einsteht. Und bedarf Frank-
reich mit dem Kaiser, nachdem es mit Anstrengungenund Opfern
seinen europäischenEinfluß wieder erworben hat, nicht endlich
der Ruhe, um sich inneren Fragen, die durch auswärtige Kriege
in der Regel zurückgedrängtwerden, zu widmen? Wohlan, es

arbeite an dieser Aufgabe, von dem organisatorischenTalent

seines Herrschers unterstützt, und gebe der Welt das Beispiel,
daß eine durch innere Kämpfe und Parteien zersplittert gewesene
Nation, nachdem sie ihre Einheit, ihren Ruhm und ihre Ehre
durch auswärtige Kriege wieder erworben, mit andern Völkern in
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nachbarlicher Freundschaft leben und die Werke des Friedens
austauschenkann.

Faßt Deutschlandmit diesenErwägungen die Versicherungen
des Kaisers in Baden auf, so wird es demselben nicht mißtrauen
und sichmit Grund einstweilen beruhigen. In der Zwischenzeit
wird sichder Gewerbfleiß und Handel heben, das Kapital wieder

zur Arbeit treten. Der Unternehmungsgeistwird sich wieder

Bahn brechen und deutscher Fleiß seinen Lohn finden. In der

Zwischenzeitwird es Ruhe haben, sich mit dem Ausbau und der

Organisation seiner Verfassung zu beschäftigen,welche in ihren
gebotenen Umwandlungen durch Conflicte mit dem Auslande

gestört, vielleicht zu Preußens factischer Dictatur, nicht aber zu
dessenpolitisch und rechtlich nothwendiger Hegemonie geführt

hätte.

VII.

Preußen steht als Großstaatund als Mitglied des deutschen
Bundes materiell an der Spitze Deutschlands. Es ist der mäch-
tigste, bis auf die Hälfte einer seiner Provinzen rein deutsche
Staat. Seine geschichtlicheMission vom großen Kurfürsten ab

besteht darin, auf dem Continent Europa's das germanischeEle-

ment zu vertreten und zusammenzufassen.In der Erfüllung die-

ses Rechtes und dieser Pflicht ist es von kleinen Anfängen zu
einem Großstaat herangewachsen,der mit wenigen Unterbrechun-
gen Aufklärung, Fortschritt, religiöse und bürgerlicheFreiheit zu
seinem Princip gemachthat. Das preußischeVolk ist kriegerisch,
fleißig und intelligent. Es liebt seine Dynastie und ist mit der-

selben durch eine constitutionelle Verfassung verbunden, welche
die Rechte des Königs und des Volkes sicherstellt.

An Anerkenntnissen, daß Preußen zur Führung und Hege-
monie in Deutschland berufen sei, hat es nicht gefehlt. Friedrich
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der Große hat sichdieses Anerkenntniß erstritten. In den Frei-
heitskriegen von 1813 — 1815 stand Preußen an der Spitze
Deutschlands. Das deutscheVolk, in den Jahren 1848 — 1849

in einer constituirenden Nationalversammlung zu Frankfurt am

Main vereinigt, hat auf Grund einer deutschenReichsverfassung
Preußens König zum deutschen Kaiser erwählt und Preußen
hierdurch an die Spitze des deutschen Reiches gestellt. Die

öffentliche Meinung hält an diesem Volksbeschlussefest, und ein

über alle deutsche Lande verbreiteter Nationalverein beschäftigt
sich mit den Mitteln, diesemBeschlusseGeltung zu verschaffen.

Man sollte meinen, daß der Kaiser Napoleon, wenn er Ver-

langen trug, BesorgnisseDeutschlands zu beruhigen, wohl wußte,
an welche Adresseer sich zuwenden habe. Er konnte sämmtli-
chen deutschenFürsten in diesem Sinne mündliche oder schrift-
liche Mittheilungen machen, oder der deutschenBundesversamm-
lung eine Note zugehen lassen, oder endlich sich an Oesterreich
wenden, welches verfassungsmäßigdas Präsidium auf dem Bun-

destage führt.
Statt dessen wünscht der Kaiser lediglich eine persönliche

Zusammenkunft mit dem Prinz-Regenten von Preußen, um die

BesorgnisseDeutschlands zu beruhigen, und spricht gegen den-

selben die Versicherungender friedlichen und freundschaftlichen
Gesinnungenaus, von welchen er Deutschland gegenüber erfüllt
sei. Dieselben Versicherungenwiederholt er nur gegen eine An-

zahl von ebenfalls in Baden versammelten deutschen Fürsten,
welche sich, ohne den Wunsch des Kaisers, entweder auf Einla-

dung Preußens oder auf eigeneVeranlassung, dorthin begeben
hatten.

In diesem Act liegt direct oder indirect das thatsächliche
Anerkenntnißdes Kaisers, daß der Prinz-Regent von Preußen
und der Staat Preußen Deutschland vertrete, das Anerkenntniß
der HegemoniePreußens in Deutschland.
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Dieses ist das zweite wichtige Ergebniß des Badener

Congresses.
Der Kaiser, könnte man sagen,habe aus Courtoisie so ge-

handelt; eine persönliche vertrauliche Zusammenkunft schließe die

strenge Prüfung der Legitimation aus; Oesterreichs Kaiser sei
jetzt mit Frankreich wegen anderer Punkte in Conflict und habe
aus diesem Grunde zur Besprechung in Baden nicht zugezogen
werden können, doch sei er indirect durch die vier Könige, welche
auf Oesterreichs Seite ständen, mit vertreten gewesen. Hierauf
ist zu entgegnen, daß der Kaiser auf die Beruhigung Deutsch-
lands und den Ausdruck seiner friedlichen Gesinnungen einen

politischen Werth legte, und bei der staatsmännischenBerechnung
der hierzu anzuwendendenMittel den Prinz-Regenten zur Ent-

gegennahmeseiner Erklärungen gewiß nur in der Ueberzeugung
ersuchte, daß Deutschland ihn als seinen Vertreter und als seine
Spitze anerkenne, ihm sein Vertrauen schenkeund mit seiner Be-

ruhigung sichselbst beruhige. »

Die Thatsache der allerdings formlosen Anerkennung der

preußischenHegemonieist nicht zu überschätzen. Sie ist nur eine

Consequenz realer Verhältnisse, welche Napoleon III. überall

berücksichtigt. Sie wird deshalb in der nationalen Presse, die

sich auf der Basis der materiellen HegemoniePreußens nur mit

den Mitteln zu deren formaler Einführung beschäftigt,kaum her-
vorgehoben, wähtend die österreichischenOrgane aus anderen

Gründen diesen Umstand gar nicht erwähnen. Dagegen darf
man den Punkt auch nicht gering anschlagen. In die Vereini-

gung der Mehrzahl der deutschenRegierungen mit Oesterreich
gegen Preußen, in den Versuch einiger Staaten, eine Mittel-

gruppe in Deutschland zu bilden, in die bundesrechtlichenFor-
men, wodurch Preußen in seiner Machtstellung beeinträchtigt
wird, und in den Kampf um die Hegemonie in Deutschland, ist
durch des Prinz-RegentenVortritt in der neuesten und wichtigsten
deutschenFrage eine auswärtige Kundgebung gefallen, wo das
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reale und mächtigeDeutschland zu suchen ist. Dieses Anerkennt-

niß wird seine weiteren Folgen haben.

VIII.

Es sind schließlich die Resultate des Badener Congresses
in Bezug auf die innere deutschePolitik in Betracht zu zie-
hen. Diese find nur negativ geblieben. Die Berathun-
gen der in Baden versammelt gewesenen deutschen Fürsten
haben auch in keinem Punkte zu einer Vereinbarung geführt.
Auf der einen Seite standen Preußen, Sachsen-Weimar, Sach-
sen-Coburg und das Großherzogthum Baden, dessen Zutritt
zur preußischen Politik mit Freuden zu begrüßen ist, auf der

anderen die vier KönigreicheBaiern, Würtemberg, Sachsen und

Hannover, außerdem Hessen-Darmstadtund Nassau.
Die Resultatlosigkeit ergiebt sich aus den officiösen Tele-

grammen und Mittheilungen über die Conferenz, so sehr die

österreichischePartei und deren Anhang und die officielle Presse
der vier Königreichebemüht ist, die Fortdauer der deutschenCon-

flicte zu vertuschen. Sie wird bestätigt durch das Festessenauf
der Wilhelmshöhe, durch die Regierungsmaßregeln in Kurhessen
und durch das Verbleiben der Minister in den antipreußischen
Regierungen, unter denen wir nur die Namen v. Beust, v. Bor-

ries und v. Hügel nennen.

Wir dürfen dieses Ergebniß als kein nachtheiliges be-

zeichnen.
Der Glaube ist in Deutschland längst zu Grabe getragen,

daß die Regierungen eine gründliche Reform der deutschenVer-

fassung, in welcher das Recht der Nation auf Einheit und Frei-
heit Anerkennung findet, sei es durch Bundesbeschlüsseoder durch
persönliche Zusammenkünfte von Fürsten, zu Stande bringen
werden. Die Geschichteerzählt nur von mißglücktenBestrebun-
gen Preußens. in dieser Richtung vor 1848, von der an dem
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Widerspruch der Regierungen gescheitertenArbeit der National-

versammlung zu Frankfurt, von der mißlungenendeutschenUnion

und von den nutzlosen Dresdener Conferenzen. Wie konnte

man selbst bei dem besten Willen Preußens und dem mächtigen
Einflusse des Prinz-Regenten voraussetzen,daß aus den vertrau-

lichen Besprechungenin Baden, wo die Minister fehlten, wo

Oesterreichund eine Menge anderer Staaten nicht vertreten war,

eine befriedigendeNeugestaltung des Gesammtvaterlandes her-

vorgehen werde? 1

Die nationale Partei setztees auch nicht voraus. Wohl
aber hatte sie Sorge vor einem Fürstencongreß in deutschenAn-

gelegenheiten. Nicht als ob man von dem Prinz-Regenten von

Preußen hätte annehmen dürfen, daß er in der Umgebung seiner
fürstlichen Standesgenossendas deutscheVolk hätte vergessenoder

seine nationale Politik hätte aufgeben können. Radicale Um-

wandlungen dieser Art sind bei einem gewissenhaftenManne un-

möglich. Dieöffentliche Meinung würde sich auch empören bei

dem Gedanken, Preußen könne den Frieden mit Oesterreich und

seine Verständigung mit Oesterreichs Anhängern um den Preis
verhängnißvoller Concessionen und mit dem Abfalle von seiner
liberalen und nationalen Politik erkaufen. Wohl aber war zu

besorgen,daß, um wenigstens einzelne und nächsteEinigungs-
punkte anzubahnen,um statt des Ganzen Etwas zu erreichen, von

preußischerSeite einige wichtige Zugeständnissegemachtwerden

könnten, deren Tragweite nicht abzusehenwar. Ein magerer

Vergleich in einem schon gewonnenen Processe, indem nur die

Sentenz noch nicht publicirt ist! Ein Compromiß, das die von

der Nation sehnsüchtigerwarteten Umwandlungen für längere
Zeit vertagt oder verfälscht hätte!

Auch dieseBesorgnissesind gescheitert,theils an der hohen
Einsicht und Charakterfestigkeitdes Prinz-Regenten, theils an

den Forderungen, welche die Fürsten der Mittelstaaten für die

Gewährung von winzigen Concessionen ihrerseits aufstellten,
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daß Preußen nämlich in der deutschenFrage seine nationale

Politik, das heißt sichselbst, aufgebe. Und so können wir denn

auch bei diesemnegativen Ergebnissedes Badener Congressesfür
die inneren deutschenVerhältnisse, und bei der vor der Welt wie-

derholten Erklärung des Prinz-Regenten von Preußen, daß er

fest halte andem Wege, den er in Preußen und in Deutschland
bisher eingeschlagenhabe, der Zukunft und den Ereignissen ge-
faßt entgegensehen.

Baden, und die in Baden gewonnenenResultate liegen
weit ab von Olmütz.

Druck von Otto Wigand in Leipzig.
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